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STROM-LIEFERAUFTRAG FIRMENKUNDEN 
Auftrag zur Lieferung von STROM im Tarif »NACHTSPEICHER« (100 % Ökostrom)  
für den Eigenverbrauch im Gewerbe durch die Osterholzer Stadtwerke GmbH & Co. KG | getrennte Messung | Stand: 1. Januar 2021 
 
 

UNSER AKTIONS-BONUS FÜR NEUKUNDEN: 
Wir schenken Ihnen einmalig 25 EUR (netto) Ihrer Grundgebühr. 
(Aktionszeitraum ab 1. Januar bis zum 28. Februar 2021) 
 
 

1. AUFTRAGGEBER (KUNDE) 

  Frau   Herr 

   
Kundennummer | Rechnungseinheit  Strom-Zählernummer 

   
Firma    Geschäftsführer | Inhaber 

   
Straße | Hausnummer (Rechnungsanschrift)  PLZ | Ort (Rechnungsanschrift) 

   
Straße | Hausnummer (Entnahmestelle, ausfüllen falls abweichend)  PLZ | Ort (Entnahmestelle, ausfüllen falls abweichend) 

 erstmalige Stromlieferung nach Umzug/Einzug 

 

 
  

Bisheriger Stromlieferant  
(falls Sie noch kein Kunde der Osterholzer Stadtwerke sind)  
 
 

 Vorjahresverbrauch in Kilowattstunden (kWh) 

Anschlusswert der Anlage gesamt (kW)  Schaltuhr-Nummer | Rundsteuerempfänger-Nummer 

   
Telefon | Fax    E-Mail 

 Ja, ich möchte den E-Mail Newsletter der Osterholzer Stadtwerke erhalten. 

 
Informationen zum Datenschutz erhalten Sie in der beigefügten Information zur Erhebung personenbezogener Daten oder unter  
www.osterholzer-stadtwerke.de/datenschutzerklaerung 

 
2. GEWÜNSCHTER LIEFERBEGINN 
Der Kunde wünscht eine Belieferung: 

  zum nächstmöglichen Zeitpunkt      zum     
   

Der tatsächliche Lieferbeginn geht aus der Auftragsbestätigung des Lieferanten an den Kunden gem. Ziffer 1.2 der  
beigefügten Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Osterholzer Stadtwerke hervor. 
 

  Ich wünsche ausdrücklich, dass die Stromlieferung --- soweit möglich --- auch beginnen soll, wenn bei Lieferbeginn die 

Widerrufsfrist noch nicht abgelaufen ist. Für den Fall, dass ich mein Widerrufsrecht ausübe, schulde ich dem Lieferanten  
für die bis zum Widerruf gelieferten Strommengen gem. § 357 Abs. 8 BGB angemessenen Wertersatz. 
 
3. LAUFZEIT UND KÜNDIGUNG 
Die Erstlaufzeit des Vertrages ist abhängig vom jeweiligen Lieferbeginn. Liegt der Lieferbeginn vor dem 30.06. des laufenden 
Kalenderjahres endet die Erstlaufzeit am 30.06. desselben Kalenderjahres. Liegt der Lieferbeginn nach dem 30.06. des laufenden 
Kalenderjahres, endet der Vertrag am 31.12. desselben Kalenderjahres. Nach Ablauf der Erstlaufzeit verlängert sich der Vertrag 
automatisch jeweils um weitere sechs Monate, sofern der Vertrag nicht von einer Partei mit einer Frist von sechs Wochen vor Ablauf 
ordentlich gekündigt wird. Die Kündigung bedarf der Textform. Besondere Kündigungsrechte (nach Gesetz oder den beigefügten AGB) 
bleiben unberührt.  
 
4. LIEFERUNG, FREIGABE, PREISE, PREISGARANTIE, KOSTEN-PAUSCHALEN, ABNAHME  
Der Kunde beauftragt den Lieferanten mit der Lieferung seines gesamten Bedarfs an elektrischer Energie für seine Wärmespeicher 
gemäß den Bestimmungen dieses Vertrages an die oben genannte Abnahmestelle. Der Strombezug für die Aufladung des 
Wärmespeichers erfolgt während der vom Netzbetreiber festgelegten Freigabedauer. Die Freigabedauer beträgt täglich mindestens acht 
Stunden und soll vorwiegend in den Nachtstunden liegen. Der Netzbetreiber ist abhängig von seinen jeweiligen Betriebsverhältnissen 



 

 

und den jeweiligen Erfordernissen der Netzbelastung berechtigt, die Freigabedauer in mehrere Zeitabschnitte zu unterteilen. Die 
Freigabe des Energiebezugs für die Wärmespeicher erfolgt durch ein vom Netzbetreiber fernbedientes Schaltgerät in der Kundenanlage. 
Mit der Freigabe erfolgt zugleich die Einschaltung des Wärmespeichers. Das Schaltgerät steht im Eigentum des Netzbetreibers. 
Während der Freigabedauer wird der Strombezug zum Niedertarif (NT) abgerechnet. Der Bezug außerhalb der Freigabedauer wird zum 
Hochtarif (HT) abgerechnet. Der Kunde verpflichtet sich mit diesem Auftrag zur Abnahme seines gesamten Bedarfs an elektrischer 
Energie für seine Wärmespeicher. Die für die Belieferung zu zahlenden Strompreise, etwaige Kostenpauschalen sowie der Inhalt einer 
Preisgarantie ergeben sich aus dem beigefügten Preisblatt. 
 
5. WÄRMESPEICHER, MESSUNG 
Als Wärmespeicheranlagen im Sinne dieses Vertrages gelten: Wärmespeicherheizungen und Warmwasserspeicher. Der Stromverbrauch 
für Wärmespeicheranlagen wird getrennt vom sonstigen Stromverbrauch über einen separaten Zähler gemessen (Zweizählermessung). 
Der Kunde ist nicht berechtigt, Strom für andere Geräte und Anlagen außer den Wärmespeicher über das separate Wärmespeicher-
Zählwerk zu beziehen. 
 
6. VOLLMACHT 
Der Kunde bevollmächtigt den Lieferanten zur Vornahme aller Handlungen sowie Abgabe und Entgegennahme aller Erklärungen, die im 
Zusammenhang mit dem Wechsel des Energieversorgers erforderlich werden, etwa einer Kündigung des bisherigen Liefervertrags sowie 
der Abfrage der Vorjahresverbrauchsdaten, soweit dem Kunden dadurch keine Kosten entstehen. Zudem bevollmächtigt der Kunde den 
Lieferanten auch zur Kündigung etwaiger bestehender Verträge über die Durchführung des Messstellenbetriebs und/ oder der Messung. 
Soweit und solange für den Kunden ein Dritter nach § 21 b Abs. 2 EnWG für Messstellenbetrieb oder Messdienstleistung zuständig ist, 
bevollmächtigt der Kunde den Lieferanten auch zur Abfrage seiner Messwerte bei diesem Dritten. 
 
7. GELTUNG DER AGB 
Ergänzend finden die beigefügten » Allgemeine Geschäftsbedingungen der Osterholzer Stadtwerke für Wärmepumpenverträge und 
Nachtspeicherverträge im Gewerbe – Stand: 01. Juni 2020« (AGB) Anwendung. Mit seiner Unterschrift bestätigt der Kunde den Erhalt 
der beigefügten AGB und des Preisblattes. 
   

Ort | Datum  Unterschrift Kunde 

 
8. AUFTRAGSERTEILUNG 
Mit seiner Unterschrift erteilt der Kunde dem Lieferanten den Auftrag, seinen gesamten Bedarf an Strom für seine Wärmespeicher an 
die obige Entnahmestelle zu liefern und nimmt die Widerrufsbelehrung zur Kenntnis. Der Vertrag kommt mit der Auftragsbestätigung 
des Lieferanten zustande, die spätestens 14 Tage nach Absendung des Auftrages zu erfolgen hat.  

   

Ort | Datum  Unterschrift Kunde 

 
9. SEPA LASTSCHRIFTMANDAT 
Der nachstehend genannte Kontoinhaber ermächtigt den Lieferanten widerruflich, Rechnungs- und Abschlagsbeträge aus diesem 
Auftragsverhältnis von seinem nachfolgend genannten Girokonto im SEPA-Lastschriftverfahren einzuziehen. Die Erteilung des SEPA-
Lastschriftmandats ist für den Vertragsabschluss nicht zwingend. Es wird auf die alternativen Zahlungsweisen gem. Ziffer 4.1 der 
beigefügten Allgemeine Geschäftsbedingungen der Osterholzer Stadtwerke für Wärmepumpenverträge und Nachtspeicherverträge im 
Gewerbe – Stand: 1. Juli 2020 verwiesen. 

 
 

  

Kontoinhaber     

             

Kreditinstitut Name     BIC 

 
                    

IBAN 
 
   

Ort | Datum  Unterschrift Kunde 

 
  



 

 

PREISBLATT ZUM STROM-LIEFERAUFTRAG 
 
 

PREISE 
Die Preise für elektrische Energie betragen ab dem 1. Januar 2021: 

GRUNDPREIS1 
ARBEITSPREIS 2 

»HT« 
ARBEITSPREIS2 

»NT« 
netto brutto3  netto brutto3 netto brutto3 
76,91 91,52  22,76 27,08 17,22 20,49 

1 kWh/Jahr, 2 EUR/Jahr, 3 Ct/kWh, 4 Bruttopreise gerundet und inkl. 19% Umsatzsteuer / Gültig ab 1. Januar 2021. 
 
In den zuvor genannten Preisen sind der Energiepreis, die Kosten für Messstellenbetrieb und Messung sowie für die Abrechnung, die aus 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) folgenden Belastungen, das an den Netzbetreiber abzuführende Netzzugangsentgelt 
(einschließlich Blindstrom) inklusive der vom Netzbetreiber erhobenen Zuschläge nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG), die 
Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV, die Umlage nach § 18 AblAV, die Offshore-Netzumlage, die Konzessionsabgaben sowie die 
Stromsteuer (letztere in Höhe von 2,05 Cent netto) enthalten. 

 
PREISGARANTIE 
Die Osterholzer Stadtwerke gewähren Ihnen auf der Grundlage des Vertrages für die oben genannten Strompreise eine Preisgarantie bis 
zum 30. Juni 2021. Von dieser Preisgarantie ausgenommen sind Änderungen der Umsatzsteuer, die im gleichen Verhältnis an den 
Kunden weiterberechnet werden. Nach Ablauf der zeitlich befristeten Preisgarantie richtet sich die Preisanpassung nach Ziffer 6 der 
beigefügten »Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Osterholzer Stadtwerke für Wärmepumpenverträge und Nachtspeicherverträge im 
Haushalt«. 
 



 

 

ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN DER OSTERHOLZER STADTWERKE  
FÜR WÄRMEPUMPENVERTRÄGE UND NACHTSPEICHERVERTRÄGE IM GEWERBE 
 

1. VERTRAGSABSCHLUSS | LIEFERBEGINN 
1.1 Voraussetzung einer Belieferung durch die Osterholzer Stadtwerke (nachfolgend 

Lieferant) ist, dass die Entnahmestelle im Vertriebsgebiet der Osterholzer Stadtwerke 
(derzeit Landkreis Osterholz) liegt. 

1.2 Das Angebot des Lieferanten in Prospekten, Anzeigen, Formularen etc. ist freibleibend. 
Maßgeblich sind die bei Vertragsschluss geltenden Preise. 

1.3 Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferanten in Textform unter Angabe des 
Lieferbeginns zustande. Dieser hängt davon ab, dass alle für die Belieferung 
notwendigen Maßnahmen (Kündigung des bisherigen Liefervertrages, etc.) erfolgt sind. 
Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 
Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu 
ausdrücklich auf. 

 
2. UMFANG UND DURCHFÜHRUNG DER LIEFERUNG | BEFREIUNG VON DER 

LEISTUNGSPFLICHT  
2.1  Der Lieferant liefert dem Kunden dessen Bedarf an elektrischer Energie an seine 

Entnahmestelle (siehe Ziff. 1 des Auftrages). Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze 
des auf den (ggf. jeweiligen) Zählpunkt bezogenen Netzanschlusses. Zählpunkt ist der 
Ort, an dem der Energiefluss messtechnisch erfasst wird. 

2.2 Der Kunde wird die elektrische Energie lediglich zur eigenen Versorgung nutzen. Eine 
Weiterleitung an Dritte ist unzulässig. 

2.3 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung ist 
der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich 
des Netz-anschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu möglichen 
Ansprüchen des Kunden gegen den Netzbetreiber vgl. Ziff. 9. 

2.4 Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der 
Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellen-
betreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Das gleiche gilt, 
wenn der Lieferant an der Lieferung, der Erzeugung und/oder dem Bezug von Strom 
aufgrund höherer Gewalt oder sonstiger Umstände, deren Beseitigung dem Lieferanten 
nicht möglich ist oder wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist. 

2.5 Der Kunde hat den Lieferanten vier Wochen vor der geplanten Inbetriebnahme von 
Eigenerzeugungsanlagen schriftlich zu informieren. 

 
3. MESSUNG | ZUTRITTSRECHT | ABSCHLAGSZAHLUNGEN | ABRECHNUNG | ANTEILIGE 

PREISBERECHNUNG 
3.1  Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen des zuständigen 

Messstellenbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom 
Messstellenbetreiber, Messdienstleister, Netzbetreiber, Lieferanten oder auf Verlangen 
des Lieferanten oder des Netzbetreibers kostenlos vom Kunden durchgeführt. Der Kunde 
kann einer Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Können 
die Messeinrichtungen nicht abgelesen werden oder zeigen sie fehlerhaft an, so können 
der Lieferant und/oder der Netzbetreiber den Verbrauch insbesondere auf der Grundlage 
der letzten Ablesung schätzen oder rechnerisch abgrenzen, wobei die tatsächlichen 
Verhältnisse angemessen berücksichtigt werden. 

3.2 Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem Ausweis versehenen 
Lieferanten oder Netzbetreiber oder einem von diesen Beauftragten den Zutritt zu 
seinem Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Ermittlung der 
preislichen Bemessungsgrundlagen oder zur Ablesung der Messeinrichtungen 
erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung an den Kunden oder durch 
Aushang am oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Woche vor 
dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatztermin ist anzubieten. Der Kunde 
hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen zugänglich sind. 

3.3 Der Lieferant kann vom Kunden einmonatlich Abschlagszahlungen verlangen. Der 
Lieferant berechnet diese unter Berücksichtigung des voraussichtlichen Verbrauchs 
nach billigem Ermessen, in der Regel auf der Grundlage der Abrechnung der 
vorangegangenen 12 Monate bzw. unter Berücksichtigung des durchschnittlichen 
Verbrauchs vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch 
erheblich abweicht, ist dies angemessen zu berücksichtigen. Rechte des Kunden nach 
§ 40 Abs. 2 EnWG bleiben unberührt. 

3.4 Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraumes und zum Ende 
des Lieferverhältnisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung erstellt, in welcher der 
tatsächliche Umfang der Belieferung unter Anrechnung der Abschlagszahlungen 
abgerechnet wird. Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der 
Abrechnung der tatsächlichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete 
Betrag erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung 
verrechnet. Rechte des Kunden nach § 40 Abs. 2 EnWG bleiben unberührt. 

3.5 Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprüfung der 
Messeinrichtungen an seiner Abnahmestelle gemäß § 20 StromNZV zu veranlassen. Die 
Kosten der Nachprüfung fallen dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen 
Verkehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden. Ergibt eine Nachprüfung der 
Messeinrichtungen eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder 
werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt, so wird der zu viel 
oder zu wenig berechnete Betrag erstattet oder nachentrichtet. Ansprüche sind auf den 
der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, 
die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in 
diesem Fall ist der Anspruch auf den Zeitraum seit Vertragsbeginn, längstens auf drei 
Jahre, beschränkt. 

3.6 Ändern sich die vertraglichen Preise während des Abrechnungszeitraumes, so erfolgt 
die Anpassung des Grundpreises tagesgenau, die Arbeitspreise werden mengen-anteilig 
berechnet. Die nach der Preisänderung anfallenden Abschlagszahlungen können 
entsprechend angepasst werden. 

 
4. SCHALTGERÄT: INSTALLATION, BESCHÄDIGUNG, STÖRUNG 
4.1 Der Netzbetreiber bestimmt den Anbringungsort des Schaltgerätes. Bei der Wahl des 

Anbringungsortes ist die Möglichkeit der Fernbedienung zu berücksichtigen. Der 
Netzbetreiber hat den Kunden zu beteiligen und dessen berechtigte Interessen 
angemessen zu berücksichtigen. Er ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden einer 
Verlegung des Schaltgerätes zuzustimmen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer 
einwandfreien Fernbedienung möglich ist. Der Kunde hat die Kosten einer Verlegung des 
Schaltgerätes nach Satz 4 zu tragen. 

4.2 Der Kunde hat den Verlust, Beschädigungen und Störungen des Schaltgerätes dem 
Netzbetreiber unverzüglich mitzuteilen. 

 
5. ZAHLUNGSBESTIMMUNGEN | VERZUG | ZAHLUNGSVERWEIGERUNG | AUFRECHNUNG 
5.1 Rechnungen des Lieferanten sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge 

zu dem vom Lieferanten festgelegten Zeitpunkt fällig und ohne Abzug im Wege des 
Lastschriftverfahrens oder mittels Dauerauftrag zu zahlen. 

5.2 Bei Zahlungsverzug kann der Lieferant, wenn er erneut zur Zahlung auffordert oder den 
Betrag durch einen Beauftragten einziehen lässt, die dadurch entstandenen Kosten 
konkret oder pauschal berechnen. Bei einer pauschalen Berechnung ist dem Kunden der 

Nachweis gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als 
die Höhe der Pauschale. 

5.3 Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur 
Zahlungsverweigerung nur, sofern die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen 
Fehlers besteht, oder sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne 
ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch im 
vorherigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nachprüfung der 
Messeinrichtung verlangt und solange durch die Nachprüfung nicht die 
ordnungsgemäße Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist. 

5.4 Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. 

 
6. VORAUSZAHLUNGEN 
6.1 Der Lieferant ist berechtigt, für den Elektrizitätsverbrauch des Kunden in angemessener 

Höhe Vorauszahlung zu verlangen, wenn nach den Umständen des Einzelfalls Grund zu 
der Annahme besteht, dass der Kunde seine vertraglichen Zahlungs-verpflichtungen 
ganz oder teilweise nicht oder nicht rechtzeitig erfüllen wird. Die Höhe der 
Vorauszahlung des Kunden beträgt mindestens die für einen Zeitraum von zwei 
Liefermonaten durchschnittlich zu leistenden Zahlungen. 

6.2 Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein 
Vorkassensystem (z. B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben. 

6.3 Anstelle einer Vorauszahlung kann der Kunde nach seiner Wahl in gleicher Höhe 
Sicherheit leisten. Sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, ist eine 
Sicherheitsleistung nur zulässig in Form einer unbedingten, unwiderruflichen, 
selbstschuldnerischen Bürgschaft einer europäischen Bank. Die sich verbürgende Bank 
muss ein Rating im „A“-Bereich von Standard & Poors oder ein gleichwertiges Rating 
einer anderen international anerkannten Rating-Agentur aufweisen. 

6.4 Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit seinen 
Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem 
Umfang verwerten, in dem dies zur Erfüllung der rückständigen 
Zahlungsverpflichtungen erforderlich ist. 

6.5 Die Verwertung der Sicherheit nach Ziff. 5.4 wird der Lieferant dem Kunden unter 
Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn nach den Umständen des Einzelfalls 
besteht Grund zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spät 
erfolgen würde. Ist der Abschluss des Vertrages für den Kunden ein Handelsgeschäft, 
beträgt die Frist wenigstens eine Woche. In allen übrigen Fällen beträgt sie einen Monat. 

6.6 Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit ihre Voraussetzungen 
weggefallen sind. 

6.7 Sofern der Kunde entgegen Ziff. 5.1, 5.3 keine Vorauszahlung oder Sicherheit leistet, 
gelten Ziff. 8.2, 8.4 entsprechend. 

 
7. PREISE UND PREISANPASSUNG | STEUERN, ABGABEN UND SONSTIGE HOHEITLICH 

AUFERLEGTE BELASTUNGEN | KOSTEN FÜR EINBAU EINES ZÄHLERS NACH §§ 21c ff. 
ENWG 

7.1 Der Gesamtlieferpreis setzt sich aus einem Grund- und Arbeitspreis zusammen. Er 
enthält den Energiepreis, die Kosten für Messstellenbetrieb und Messung --- soweit diese 
Kosten dem Lieferanten in Rechnung gestellt werden --- sowie für die Abrechnung, die 
aus dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) folgenden Belastungen, das an den 
Netzbetreiber abzuführende Netzzugangsentgelt (einschließlich Blindstrom) inklusive 
der vom Netzbetreiber erhobenen Zuschläge nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
(KWKG), die Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV, die Offshore-Haftungsumlage, die 
Umlage für abschaltbare Lasten sowie die Konzessionsabgaben. 

7.2 Die Preise nach Ziff. 6.1 sind Nettopreise. Zusätzlich fallen Stromsteuer (derzeit: 2,05 
Ct/kWh) sowie --- auf diese Nettopreise und die Stromsteuer --- Umsatzsteuer (derzeit: 
19 %) in der jeweils geltenden Höhe an. Ändern sich diese Steuersätze, ändern sich die 
Bruttopreise entsprechend. 

7.3 Wird die Belieferung oder die Verteilung von elektrischer Energie nach Vertragsschluss 
mit zusätzlichen Steuern oder Abgaben belegt, kann der Lieferant hieraus entstehende 
Mehrkosten an den Kunden weiterberechnen. Dies gilt nicht, soweit die Mehrkosten nach 
Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar 
waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der Weiterberechnung entgegensteht. Die 
Weitergabe ist auf die Mehrkosten beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck der 
gesetzlichen Regelung (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) dem einzelnen 
Vertragsverhältnis zugeordnet werden können. Mit der neuen Steuer oder Abgabe 
korrespondierende Kostenentlastungen --- z. B. der Wegfall einer anderen Steuer --- sind 
anzurechnen. Eine Weitergabe kann mit Wirksamwerden der betreffenden Regelung 
erfolgen. Der Kunde wird über die Anpassung spätestens mit der Rechnungsstellung 
informiert. 

7.4 Ziff. 7.3 gilt entsprechend, falls sich die Höhe einer nach Ziff. 7.3 weitergegebenen 
Steuer oder Abgabe ändert; bei einem Wegfall oder einer Absenkung ist der Lieferant zu 
einer Weitergabe verpflichtet. 

7.5 Ziff. 7.3 und Ziff. 7.4 gelten entsprechend, falls auf die Belieferung oder die Verteilung 
von elektrischer Energie nach Vertragsschluss eine hoheitlich auferlegte, allgemein 
verbindliche Belastung (d. h. keine Bußgelder o. ä.) entfällt, soweit diese unmittelbaren 
Einfluss auf die Kosten für die nach diesem Vertrag geschuldeten Leistungen hat (wie 
derzeit z. B. nach dem EEG und dem KWKG). 

7.6 Der Lieferant ist verpflichtet, die auf der Grundlage dieses Vertrages zu zahlenden 
Preise --- mit Ausnahme der gesondert nach Ziff. 6.1 an den Kunden weitergegebenen 
Strom- und Umsatzsteuer --- nach billigem Ermessen der Entwicklung der Kosten 
anzupassen, die für die Preisberechnung maßgeblich sind. Eine solche Erhöhung oder 
Ermäßigung erfolgt insbesondere, wenn sich die Kosten für die Beschaffung von Energie 
oder die Nutzung des Verteilnetzes ändern oder sonstige Änderungen der 
energiewirtschaftlichen oder rechtlichen Rahmenbedingungen zu einer veränderten 
Kostensituation führen. Der Lieferant ist verpflichtet, bei Ausübung seines billigen 
Ermessens Kostensenkungen nach den gleichen Maßstäben zu berücksichtigen wie 
Kostenerhöhungen, so dass Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang 
preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen. Änderungen der Preise nach dieser Ziffer 
sind erstmals nach Ablauf der vertraglichen Erstlaufzeit bzw. einer gewährten 
Preisgarantie und nur auf den Zeitpunkt der jeweiligen Vertragsverlängerung möglich. 
Preisanpassungen nach Ziff. 6.2 --- 6.6 werden nur wirksam, wenn der Lieferant dem 
Kunden die Änderungen spätestens sechs Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden 
in Textform mitteilt. Ist der Kunde mit der mitgeteilten Preisanpassung nicht 
einverstanden, hat er das Recht, der Änderung zu widersprechen und den Vertrag ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist in Textform zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom 
Lieferanten in der Mitteilung noch einmal gesondert hingewiesen.  

 
 
 
 
7.7 Erhält der Kunde eine neue Messeinrichtung im Sinne der §§ 21c ff. EnWG und werden 

dem Lieferanten dafür vom Netzbetreiber andere Entgelte für den Messstellenbetrieb in 
Rechnung gestellt, wird der Lieferant diese Kostenveränderung an den Kunden 



 

 

weitergeben. Der Kunde wird hierüber spätestens mit der nächsten Abrechnung 
informiert. Die Höhe der Abschlagszahlungen nach Ziff. 3.3 der AGB kann entsprechend 
angepasst werden. 

7.8 Informationen über aktuelle Produkte und Tarife erhält der Kunde unter 
T. 04791 809-999 oder im Internet unter www.osterholzer-stadtwerke.de. 
 

8. ÄNDERUNGEN DES VERTRAGES UND DIESER BEDINGUNGEN 
8.1 Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingungen beruhen auf den gesetzlichen 

und sonstigen Rahmenbedingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, 
StromGVV, StromNZV, MessZV, Entscheidungen der Bundesnetzagentur). Sollten sich 
diese und/oder die einschlägige Rechtsprechung (z. B. durch Feststellung der 
Unwirksamkeit vertraglicher Klauseln) ändern, ist der Lieferant berechtigt, den Vertrag 
und diese Bedingungen – mit Ausnahme der Preise – insoweit anzupassen und/ oder zu 
ergänzen, als es die Wiederherstellung des Äquivalenzverhältnisses von Leistung und 
Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Vertragslücken zur zumutbaren 
Fort- und Durchführung des Vertragsverhältnisses erforderlich macht. Eine Anpassung 
und/oder Ergänzung ist auch zulässig, wenn diese für den Kunden lediglich rechtlich 
vorteilhaft ist. 

8.2  Anpassungen des Vertrages und dieser Bedingungen nach vorstehendem Absatz sind 
nur zum Monatsersten möglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der Lieferant 
dem Kunden die Anpassung spätestens sechs Wochen vor dem geplanten 
Wirksamwerden in Textform mitteilt. Ist der Kunde mit der mitgeteilten 
Vertragsanpassung nicht einverstanden, hat er das Recht, der Änderung zu 
widersprechen und den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist in Textform zu 
kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert 
hingewiesen. 

 
9.  EINSTELLUNG DER LIEFERUNG | FRISTLOSE KÜNDIGUNG 

9.1 Der Lieferant ist berechtigt, sofort die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung 
unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem Maße schuldhaft Strom 
unter Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Messeinrichtungen verwendet 
(»Stromdiebstahl«) 

9.2 Bei Zahlungsverzug des Kunden ab einem Betrag von mindestens 100,00 Euro inklusive 
der jeweils in der geltenden Höhe anfallenden Mahn- und Inkassokosten und unter 
Berücksichtigung etwaiger Vorauszahlungen nach Ziff. 5.1 ist der Lieferant ebenfalls 
berechtigt, die Lieferung einzustellen und die Anschlussnutzung unterbrechen zu lassen. 
Bei der Berechnung des Mindestbetrages bleiben nicht titulierte Forderungen außer 
Betracht, die der Kunde schlüssig beanstandet hat oder die aus einer streitigen 
Preiserhöhung des Lieferanten resultieren. Dem Kunden wird die Unterbrechung 
spätestens vier Wochen vorher angedroht und der Beginn der Unterbrechung spätestens 
drei Werktage vor der Unterbrechung angekündigt. Die Unterbrechung unterbleibt, wenn 
der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen 
vollumfänglich nachkommt. Der Kunde wird den Lieferanten auf etwaige Besonderheiten, 
die einer Unterbrechung zwingend entgegenstehen, unverzüglich schriftlich hinweisen. 

9.3 Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der Belieferung sind vom 
Kunden in der jeweils geltenden Höhe zu ersetzen. Die Kosten werden dem Kunden nach 
tatsächlichem Aufwand oder pauschal in Rechnung gestellt. Die Höhe einer Pauschale 
darf dabei die nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht 
übersteigen. Bei pauschaler Berechnung hat der Kunde das Recht nachzuweisen, dass 
die Kosten nicht entstanden oder wesentlich geringer sind als die Pauschale. Die 
Belieferung wird wiederhergestellt, wenn die Gründe für die Unterbrechung entfallen und 
die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung bezahlt sind. 

9.4 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist gekündigt und die 
Lieferung eingestellt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die 
Voraussetzungen nach Ziff. 8.1 oder 8.2 wiederholt vorliegen und, im Fall des 
Zahlungsverzugs, dem Kunden die Kündigung zwei Wochen vorher angedroht wurde. 

9.5 Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangs-vollstreckungsverfahren gegen das 
gesamte Vermögen der anderen Partei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermögens 
eingeleitet wurden, Gründe für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gegen die andere 
Partei vorliegen, oder die andere Partei einen Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens stellt, ein solches Verfahren eröffnet oder mangels Masse 
abgelehnt wurde, oder wenn sonst ein Grund zur Annahme besteht, dass die andere 
Partei ihre Zahlungen einstellen wird. 

9.6 Darüber hinaus ist der Lieferant berechtigt, diesen Vertrag bei Vorliegen einer negativen 
Auskunft der SCHUFA oder der Creditreform insbesondere zu folgenden Punkten 
außerordentlich zu kündigen: Zwangsvollstreckung, erfolglose Pfändung, eidesstattliche 
Versicherung zum Vermögen, Insolvenzverfahren, Restschuldbefreiung. 

 
10. HAFTUNG 
10.1 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der 

Elektrizitätsversorgung sind, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes 
einschließlich des Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu 
machen (§ 18 NAV). 

10.2 Der Lieferant wird unverzüglich über die mit der Schadensverursachung 
zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von 
ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können und der Kunde dies wünscht. 

10.3 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie ihrer Erfüllungs-und 
Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verursachte Schäden ausgeschlossen, soweit der 
Schaden nicht durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt 
nicht bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder 
der schuldhaften Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, d. h. solcher Pflichten, 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf 
(sog. Kardinalpflichten). 

10.4 Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche nicht auf Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt sich die Haftung auf den Schaden, den die 
haftende Partei bei Abschluss des jeweiligen Vertrages als mögliche Folge der 
Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der Umstände, die 
sie kannte oder kennen musste, hätte voraussehen müssen. Gleiches gilt bei grob 
fahrlässigem Verhalten einfacher Erfüllungsgehilfen (nicht leitende Angestellte) 
außerhalb des Bereichs der wesentlichen Vertragspflichten sowie der Lebens-, Körper- 
oder Gesundheitsschäden. 

10.5 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unberührt. 
 
11. UMZUG | LIEFERANTENWECHSEL | ÜBERTRAGUNG DES VERTRAGES 
11.1 Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug mit einer Frist von einem Monat 

nach seinem Umzug unter Angabe der neuen Anschrift in Textform anzuzeigen. 
11.2 Der Lieferant wird den Kunden --- sofern kein Fall nach Ziff. 10.3 vorliegt --- an der neuen 

Entnahmestelle auf Grundlage dieses Vertrages weiterbeliefern. Die Belieferung zum 
Zeitpunkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Umzugsdatum 
rechtzeitig mitgeteilt hat. 

11.3 Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum Zeitpunkt des vom Kunden 
mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus dem Gebiet des bisherigen 
Netzbetreibers in das Gebiet eines anderen Netzbetreibers zieht. 

11.4 Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziff. 10.1 aus Gründen, die dieser zu vertreten 
hat, und wird dem Lieferanten die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist 
der Kunde verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmestelle, für die 
der Lieferant gegenüber dem örtlichen Netzbetreiber einstehen muss und für die er von 
keinem anderen Kunden eine Vergütung erlangt, nach den Preisen dieses Vertrages zu 
vergüten. Die Pflicht des Lieferanten zur unverzüglichen Abmeldung der bisherigen 
Entnahmestelle bleibt unberührt. 

11.5 Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Vertrag als Gesamtheit 
auf einen Dritten zu übertragen. Die Übertragung wird erst wirksam, wenn der Kunde 
zustimmt. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Kunde nicht innerhalb von acht 
Wochen nach der schriftlichen Mitteilung über die Übertragung der Rechte und Pflichten 
schriftlich widerspricht. Auf diese Folgen wird der Kunde vom Lieferanten in der 
Mitteilung gesondert hingewiesen. 

11.6 Der Zustimmung des Kunden bedarf es nicht, soweit es sich um eine Übertragung der 
Rechte und Pflichten auf einen Dritten im Rahmen einer rechtlichen Entflechtung des 
Lieferanten nach § 7 EnWG handelt. 

 
12. DATENSCHUTZ | INFORMATIONSPFLICHTEN 

Die zur Durchführung des Vertrages erforderlichen personenbezogenen Daten des 
Kunden werden von den Stadtwerken unter Beachtung der Vorschriften zum 
Datenschutz erhoben, verarbeitet und genutzt. Die Pflichtinformationen gem. Art. 
13, 14 DSGVO sind in unserer besonderen Datenschutzinformation für den Abschluss 
von Strom-, Gas- und Wärmelieferungsverträgen veröffentlicht. 
 
Unsere aktuelle Datenschutzinformation ist unseren Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen beigefügt. Sie ist zusätzlich auf unserer Homepage unter 
www.osterholzer-stadtwerke.de/datenschutzerklaerung veröffentlicht und in 
unserem Kundenzentrum erhältlich.  
 
Werden uns im Zusammenhang mit einem Vertragsschluss vom Anschlussnehmer/ 
Kunden auch personenbezogene Daten Dritter (Mitarbeiter, Mieter, Auftraggeber, 
Sonstiger) benannt, so ist der Anschlussnehmer/ Kunde verpflichtet, den Dritten über 
die besonderen Datenschutzinformationen der Osterholzer Stadtwerke zu informieren, 
es sei denn auch für den Anschlussnehmer/ Kunden besteht keine Pflicht zur 
Information gem. Art. 13 DSGVO gegenüber diesen Personen (z. B. wegen zulässiger 
Rechtsverfolgung). 

 
13. GERICHTSSTAND 
 Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbuches, juristische 

Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliche Sondervermögen ist 
Osterholz-Scharmbeck. Das gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat. 

 
14. INFORMATION ZU WARTUNGSDIENSTEN UND –ENTGELTEN 
 Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und –entgelten sind beim örtlichen 

Netzbetreiber erhältlich. 
 
15. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
15.1 Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. 
15.2 Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder 

werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen davon unberührt. An die Stelle der unwirksamen bzw. 
undurchführbaren Bestimmung tritt die gesetzliche Bestimmung. 

 
 

 
 
 
 
 
 
Stand: 1: Juli 2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 



 

 

 

INFORMATIONEN ZUR ERHEBUNG PERSONENBEZOGENER DATEN  
NACH ART. 13, 14 UND 21 DS-GVGO BEI ABSCHLUSS VON  
STROM-, ERDGAS- UND WÄRMELIEFERUNGSVERTRÄGEN 

 

Die zur Durchführung des Vertrages erforderlichen personenbezogenen Daten des Kunden werden von der Osterholzer 
Stadtwerke GmbH & Co. KG unter Beachtung der Vorschriften zum Datenschutz erhoben, verarbeitet und genutzt. Ab 25. Mai 
2018 gelten folgende Informationspflichten: 

 

 

WOFÜR UND AUF WELCHER GRUNDLAGE ERHEBEN DIE STADTWERKE IHRE DATEN? 

Wir erheben und verarbeiten von Ihnen die erforderlichen Vertrags- und Abnahmedaten, die wir für den Vertragsschluss 
oder die Erbringung und Abrechnung der vereinbarten Leistungen benötigen, z.B. Name, Adresse, Geburtsdatum, 
Telefonnummer für Rückfragen, Faxnummer, E-Mail-Adresse für den Online-Vertrag, Informationen über die 
Zahlungsabwicklung, Rechnungsdaten, Abnahmewerte, Zählernummer sowie bei passwortgeschützten Diensten auch 
Benutzername und Passwort. Werden uns im Zusammenhang mit einem Vertragsschluss auch personenbezogene Daten 
Dritter (Mitarbeiter, Mieter, Auftraggeber, Sonstiger) benannt, so werden diese Kontaktdaten von uns ebenfalls im Rahmen 
der vorgenannten Zwecke verwendet. 
 
Rechtsgrundlagen sind Art. 6 Abs. 1 lit. b), c) und f) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und bei Vorliegen einer 
gesonderten Einwilligungserklärung Art. 6 Abs. 1 lit. a). DSGVO. 

 

 

MINDERJÄHRIGENSCHUTZ 
Personen unter 18 Jahren sollten ohne Zustimmung der Eltern oder Erziehungsberechtigten keine personenbezogenen Daten 
an uns übermitteln. Wir fordern aktiv keine personenbezogenen Daten von Kindern und Jugendlichen an. Wissentlich sammeln 
wir solche Daten nicht und geben sie auch nicht an Dritte weiter. 

 

 

ERFOLGT EINE WEITERGABE PERSONENBEZOGENER DATEN AN DRITTE? 
Eine Weitergabe personenbezogener Daten an Dritte erfolgt nur, soweit dies zur Erfüllung des Vertrages, gesetzlicher 
Pflichten oder aufgrund einer Einwilligungserklärung zulässig ist. Dies ist aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Strom/Gas) der 
Fall gegenüber Netzbetreibern, Messstellenbetreibern, Bilanzkreisverantwortlichen, Alt-(Neu-)lieferanten. Soweit 
ausreichend, erfolgt eine Weitergabe nur in pseudonymisierter und aggregierter Form. Eine Weitergabe von Vertrags- und 
Abnahmedaten erfolgt ferner im eigenen berechtigten Interesse ausschließlich im erforderlichen Umfang an 
Auftragsverarbeiter (z.B. Druckdienstleister) und Dienstleister (z.B. Tiefbauunternehmen) sowie an Inkassounternehmen, die 
zur Vertragserfüllung, Bonitätsprüfung oder zulässigen Rechtsverfolgung eingebunden werden.  
 
Bonitätsprüfung (Art. 6 Abs. 1 f DSGVO) 
Wir behalten uns vor, Ihren Name und Ihre Adresse vor dem Vertragsschluss an den Verband der Vereine  
Creditreform e. V. für eine Bonitätsprüfung weiterzugeben. Sie sind berechtigt, einer Weitergabe jederzeit telefonisch, 
schriftlich oder per E-Mail an info [at] encw.de mit Wirkung für die Zukunft zu widersprechen. 

 

 

Verantwortlicher im Sinne der Vorschriften des Datenschutzes ist die Osterholzer Stadtwerke GmbH & Co. KG, vertreten durch den  
Geschäftsführer Christian Meyer-Hammerström | Am Pumpelberg 4 | 27711 Osterholz-Scharmbeck | T. 04791 809-0 | Fax: 04791 809-922,  
E-Mail: info@osterholzer-stadtwerke. 
  

WERBUNG (ART. 6 ABS. 1 A DSGVO) 
Ihr Name und Ihre Adressdaten einschließlich Ihrer E-Mail-Adresse verwenden wir für zulässige Direktwerbung unserer 
Produkte; bei Verbrauchern aber nur - soweit die E-Mail-Adresse Teil des Vertragsschlusses ist. Sie sind berechtigt, einer 
Direktwerbung jederzeit telefonisch, schriftlich oder per E-Mail an (info@osterholzer-stadtwerke.de) mit Wirkung für 
die Zukunft zu widersprechen. Eine Weitergabe an Dritte zu Werbezwecken erfolgt nicht. 



 

 

 
WIE LANGE SPEICHERN WIR IHRE DATEN? 
Die verarbeiteten personenbezogenen Daten werden für die Dauer des bestehenden Vertragsverhältnisses gespeichert und 
erst gelöscht, wenn alle tatsächlichen und rechtlichen Verpflichtungen erfüllt und keinerlei handelsrechtlichen oder 
steuerrechtlichen Aufbewahrungs-pflichten mehr einzuhalten sind. Die Fristen und Pflichten zur Löschung ergeben sich 
ergänzend aus dem Messstellenbetriebsgesetz. Kommt kein Vertrag zustande, so werden Ihre Daten bei Eingabe in eine 
Online-Maske mit Abbruch des Bestellvorgangs und bei sonstigen Kontaktaufnahmen spätestens 3 Monate nach Abbruch der 
Vertragsanbahnung  oder endgültiger Erledigung des Vorgangs gelöscht. 

 

 

WAS HABEN SIE FÜR RECHTE? 
Sie haben das Recht, jederzeit Auskunft über die zu ihrer Person gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen. Des 
Weiteren sind Sie berechtigt, die Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung der zu ihrer Person 
gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen. Sie haben ebenfalls das Recht, jederzeit gegen die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten Widerspruch einzulegen. Ebenfalls steht Ihnen das Recht zu, ihre personenbezogenen Daten in 
einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten und sie an einen von Ihnen benannten Dritten 
direkt übermitteln zu lassen (Recht auf Datenübertragbarkeit). Sofern Sie seine Einwilligung für eine weitergehende 
Datenerhebung erteilt haben, sind Sie berechtigt, diese Einwilligung jederzeit zu widerrufen. 
 
Die Bereitstellung der im Liefervertrag pflichtgemäß anzugebenen personenbezogenen Daten ist für den Vertragsabschluss 
erforderlich. Als Kunde sind Sie verpflichtet, alle im Lieferauftrag anzugebenen personenbezogenen Daten bereitzustellen. 
Bei Zurückhaltung der Daten kann eine ordnungsgemäße Durchführung und Erfüllung des Vertrages nicht gewährleistet 
werden mit der Folge der Verweigerung eines Vertragsabschlusses. Gleiches gilt mit der Folge einer möglichen Beendigung 
des Vertrages, wenn Sie die Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung der Daten beanspruchen, die für die Abwicklung 
des Vertrages notwendig sind. 

 

Die Einwilligung kann jederzeit bei Osterholzer Stadtwerke GmbH & Co. KG widerrufen werden, ohne dass dies die 
Rechtmäßigkeit der bisher erfolgten Verarbeitung berührt. Wenn die Einwilligung widerrufen wird, werden die 
entsprechenden Daten gelöscht, sofern diese nicht zur Vertrags-erfüllung oder zur Wahrung berechtigter Interessen 
erforderlich sind. 

 

 

AN WEN KÖNNEN SIE SICH WENDEN? 
Sind Sie der Auffassung, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten gegen die Vorschriften des Datenschutzes 
verstößt, so können Sie sich an uns als Verantwortlichem wenden. Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter 
datenschutz@osterholzer-stadtwerke.de 

 

Gleichzeitig haben Sie das Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde:  
Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen, Prinzenstraße 5, 30159 Hannover, Tel. 0511/120 45 00,  
Fax (0511) 120 45 99, E-Mail poststelle@lfd.niedersachsen.de 

 

 

Wir behalten uns eine jederzeitige Änderung unserer Datenschutzinformation vor. 
Eine aktuelle Datenschutzinformation finden Sie stets auf unserer Homepage  

www.osterholzer-stadtwerke.de/datenschutzerklaerung oder ausgelegt in unseren Kundenzentren. 
Stand: 25.05.2018 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verantwortlicher im Sinne der Vorschriften des Datenschutzes ist die Osterholzer Stadtwerke GmbH & Co. KG, vertreten durch den  
Geschäftsführer Christian Meyer-Hammerström | Am Pumpelberg 4 | 27711 Osterholz-Scharmbeck | T. 04791 809-0 | Fax: 04791 809-922,  
E-Mail: info@osterholzer-stadtwerke.de 

 


